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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. Dezember 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 375. Sitzung am 17. Dezember 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 3. Dezember 
1971 verabschiedeten 

Dritten Gesetz zur Änderung der Pfändungs- 
freigrenzen 

— Drucksachen VI/2203, VI/2870 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Heinz Kühn 


Bonn, den 17. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 3. Dezember 
1971 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Heinz Kühn 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Dritten Gesetz zur Änderung der Pfändungsfreigrenzen 


1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 850 c ZPO) 

a) § 850 c Abs. 2 ZPO ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) übersteigt das Arbeitseinkommen den 
Betrag, bis zu dessen Höhe es je nach der Zahl 
der Personen, denen der Schuldner Unterhalt 
gewährt, nach Absatz 1 unpfändbar ist, so ist 
es hinsichtlich des überschießenden Betrages 
zu einem Teil unpfändbar, und zwar in Höhe 
von drei Zehnteln, wenn der Schuldner keiner 
der in Absatz 1 genannten Person Unterhalt 
gewährt, 

zwei weiteren Zehnteln, mindestens 65 Deut- 
sche Mark monatlich (15 Deutsche Mark wö- 
chentlich, 3 Deutsche Mark täglich) für die 
erste Person, der Unterhalt gewährt wird und 

je einem weiteren Zehntel, mindestens 32,50 
Deutsche Mark monatlich (7,50 Deutsche Mark 
wöchentlich, 1,50 Deutsche Mark täglich) für 
die zweite bis fünfte Person. 

Ein Zehntel des Betrages, um den das Arbeits- 
einkommen den Betrag übersteigt, bis zu des- 
sen Höhe es nach Absatz 1 unpfändbar ist, 
ist in jedem Falle pfändbar. Der Teil des Ar- 
beitseinkommens, der 2509 Deutsche Mark 
monatlich (579 Deutsche Mark wöchentlich, 
115,80 Deutsche Mark täglich) übersteigt, 
bleibt bei der Berechnung des unpfändbaren 
Betrages unberücksichtigt." 

Die dem Gesetz als Anlage beigefügte Tabelle 
ist entsprechend anzupassen. 

Begründung 

Die vom Bundestag vorgenommene Neufas- 
sung des § 850 c Abs. 2 ZPO führt durch den 
Wegfall der bisher in die Tabelle eingearbei- 
teten Mindestfreibeträge gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf in folgenden Einkommens- 
bereichen — ausgehend von der für monat- 
lichen Nettolohn vorgesehenen Regelung — • 
zu einer wesentlichen Heraufsetzung der 
pfändbaren Beträge gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf : 

bei einer Unterhaltspflicht für 1 Person 

für Nettoeinkommen bis 799,99 DM monat- 
lich; 

bei einer Unterhaltspflicht für 2 Personen 
für Nettoeinkommen bis 889,99 DM monat- 
lich; 

bei einer Unterhaltspflicht für 3 Personen 
für Nettoeinkommen bis 974,99 DM monat- 
lich und 


bei einer Unterhaltspflicht für 4 Personen 
für Nettoeinkommen bis 1069,99 DM monat- 
lich. 

Dadurch würde der pfändungsfreie Betrag bei 
diesen Einkommensbeträgen beim Vorhan- 
densein von zwei bis vier Unterhaltsberech- 
tigten nicht unwesentlich unter den sozial- 
hilferechtlichen Regelbedarf sinken. So be- 
trug der sozialhilferechtliche Regelbedarf z. B. 
in Bayern für ein Ehepaar mit 2 Kindern im 
Alter von 7 und 13 Jahren bei einer ange- 
nommenen monatlichen Miete von nur 100 DM 
im Jahre 1971 800,40 DM. Nach dem Gesetzes- 
besdiluß wären bei einem entsprechenden 
Einkommen des Vaters noch 45 DM pfändbar 
(gegenüber immerhin 15 DM nach dem Re- 
gierungsentwurf). Für diesen Betrag müßte 
auf Antrag die Sozialhilfe aufkommen. Die 
bisherigen in der Tabelle enthaltenen Min- 
destfreibeträge müssen deshalb beibehalten 
werden. Es empfiehlt sich jedoch, die Berech- 
nungsfaktoren in das Gesetz selbst aufzu- 
nehmen. 

Die vorgeschlagene Regelung macht eine Än- 
derung der Tabelle erforderlich. 

b) § 850 c Abs. 4 ZPO ist zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift des § 850 c Abs. 4 ZPO kann 
in Einzelfällen, wie das folgende Beispiel 
zeigt, zu unhaltbaren Ergebnissen führen: 

Hat ein verheirateter, kinderloser Schuldner, 
dessen Ehefrau kein Einkommen hat, ein mo- 
natliches Arbeitseinkommen von 1200 DM, so 
beträgt der pfändbare Teil nach der Neufas- 
sung des § 850 c Abs. 1 und 2 ZPO 366 DM. 
Hieran ändert sich nichts, wenn die unterhalts- 
berechtigte Ehefrau des Schuldners selbst mo- 
natlich 290 DM netto verdient. Steigt ihr Ar- 
beitseinkommen jedoch auf 310 DM, so darf 
sie nach § 850 c Abs. 4 ZPO nicht mehr als 
Unterhaltsberechtigte berücksichtigt werden. 
Von dem Arbeitseinkommen des Mannes 
werden nunmehr 603,40 DM pfändbar. Die 
nur geringfügige Steigerung des Arbeitsein- 
kommens der Ehefrau würde in diesem Fall 
zu einer Erhöhung des pfändbaren Teils des 
Arbeitseinkommens des Schuldners um 
237,40 DM führen. 

Es erscheint grundsätzlich zweifelhaft, ob die 
Frage, wie das eigene Einkommen der Unter- 
haltsberechtigten bei der Festsetzung des 
pfändungsfreien Betrages zu berücksichtigen 
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ist, durch die Einführung einer starren Ein- 
kommensgrenze gelöst werden kann. Eine 
solche Lösung gerät, wie der oben angeführte 
Beispielsfall zeigt, in Widerspruch zu den in 
§ 850 c Abs. 2 ZPO enthaltenen Beredi- 
nungsgrundlagen. Darüber hinaus trifft der 
Hinweis in dem Schriftlichen Bericht des 
Rechtsausschusses des Bundestages (II 2 c), 
daß die (den Betrag von 300 DM übersteigen- 
den) Einkünfte des Angehörigen die Unter- 
haltspflicht des Schuldners im Regelfall tat- 
sächlich aufheben, nur bei kleinerem Einkom- 
men der Sdiuldner zu. Diese Fragen bedürfen 
jedenfalls noch näherer Prüfung und Erörte- 
rung. Es besteht auch kein Bedürfnis für eine 
vordringliche Regelung. Die in § 850 c Abs. 4 
ZPO enthaltenen Bestimmungen stehen mit 
dem Anliegen des Regierungsentwurfs, die 
Pfändungsfreigrenzen zu erhöhen, in keinem 
unmittelbaren Zusammenhang. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 850 d Abs. 2 
Buchstabe a ZPO) 

Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b ist wie folgt zu fas- 
sen: 

,b) In Absatz 2 wird folgender neuer Buchstabe b 
eingefügt: 

„b) die Mutter eines nichtehelichen Kindes 
mit ihrem Anspruch nach §§ 1615 1, 1615 n 
des Bürgerlichen Gesetzbuches;". 

Der bisherige Buchstabe b wird Buchstabe c 
und erhält folgende Fassung: 

„c) die nicht unter Buchstabe a angeführten 
Abkömmlinge, wobei die Kinder den an- 
deren Vorgehen;". 

Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d.' 
Begründung 

Unterhaltsansprüche minderjähriger unverheira- 
teter Kinder, des Ehegatten und eines früheren 
Ehegatten sollten weiterhin im Hinblick auf Ar- 
tikel 6 Abs. 1 GG den Unterhaltsansprüchen der 
Mutter eines nichtehelichen Kindes im Range 
Vorgehen. Auch nach materiellem Recht gehen 
diese Unterhaltsberechtigten der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes vor, da in § 1615 1 Abs. 3 
Satz 3 BGB unter „Ehefrau" auch die frühere Ehe- 
frau zu verstehen ist (vgl. § 1609 Abs. 2 BGB). Die 
materiell-rechtliche Rangfolge ist in der amtlichen 
Begründung zu § 1615 1 Abs. 3 BGB (BT-Druck- 
sache V/2370) ausdrücklich mit „dem Anliegen des 
Schutzes von Ehe und Familie" gerechtfertigt 
worden. Auf der gleichen Linie liegt der in Ar- 


tikel 1 Nr. 12 (§ 1583 BGB) des Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Fami- 
lienrechts (BT-Drucksache ■VI/2577) vorgesehene 
Vorrang der Unterhaltsansprüche der geschie- 
denen Ehefrau. 

Der Gesichtspunkt des Mutterschutzes (Artikel 6 
Abs. 4 GG) schließt eine durch Artikel 6 Abs. 1 
GG gebotene Differenzierung nicht aus. Das Ge- 
bot der Gleichbehandlung nichtehelicher Kinder 
(Artikel 6 Abs. 5 GG) ist, da die Rangfolge die 
Rechtsbeziehungen zwischen nichtehelichem Va- 
ter und nichtehelicher Mutter betrifft, nur mittel- 
bar berührt und steht daher in der Zwangsvoll- 
streckung ebenso wie im materiellen Recht einem 
Vorrang der minderjährigen unverheirateten 
Kinder, des Ehegatten und eines früheren Ehe- 
gatten nicht entgegen. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 850 k ZPO) 

a) § 850 k ZPO sollte in der Weise umgestaltet 
werden, daß der Pfändungsschutz in den frag- 
lichen Fällen auf den unpfändbaren Teil des 
Arbeitseinkommens usw. beschränkt wird. 

Begründung 

Der vorgeschlagene Pf ändungs schütz für sog. 
Gehaltskonten geht zu weit. Der Schuldner 
kann bei der vorgeschlagenen Regelung durch 
Abhebung des gesamten überwiesenen Betra- 
ges eine Pfändung auf dem Konto und durch 
geeignete Maßnahmen auch die Pfändung von 
Bargeld leicht verhindern und damit eine Be- 
friedigung des Gläubigers überhaupt ver- 
eiteln. Dies würde sich insbesondere für 
Gläubiger von gesetzlichen Unterhaltsansprü- 
chen unbillig auswirken, zumal bei der Pfän- 
dung von Arbeitseinkommen dem Schuldner 
nach § 850 d ZPO in diesen Fällen nur ein 
geringer Pfändungsfreibetrag zusteht. Zudem 
muß berücksichtigt werden, daß dem Schuld- 
ner der Schutz des vorgeschlagenen § 850 k 
und die Schutzvorschrift des § 811 Nr. 8 ZPO 
nebeneinander zur Verfügung stehen. 

b) In § 850 k Abs. 3 Satz 1 ZPO sind die Worte 
„dem Schuldner gegenüber" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung der Worte „dem Schuldner 
gegenüber" beseitigt die vorgesehene rela- 
tive Unwirksamkeit und ermöglicht es dem 
Geldinstitut, den an den Gläubiger gezahlten 
Betrag über § 812 BGB zurückzuver langen. 
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